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 Frage zur Fragestunde am 19. März 2014 
 

 

 
Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über den mehrfach vorbestraften Neonazi Michael Doleisch von 

Dolsperg, (den das Bundesamt für Verfassungsschutz [BfV] von 1994 bis 2003 als VM "Tarif" führte, dessen 

Akte sein mutmaßlicher VM-Führer ‚Lingen‘ 2011 weisungswidrig schreddern ließ und den das BfV - laut BMI-

Sonderermittler Engelke: vergeblich - nach dem NSU-Trio in Niedersachsen forschen ließ; vgl. BT-Drs. 

17/14600, S. 759/761/773/777), v.a. ob wie behauptet (Spiegel 24.2./1.3.2014) dessen VM-Führer „Alex“ 1998 

angebotene Hinweise zum Versteck des NSU-Trios bei D. explizit ablehnte und jener dem BfV zwecks Billi-

gung sowie Finanzierungszusage antisemitische Hetzschriften vor deren Produktion vorlegte, aufgrund deren 

Verbreitung Amtsrichter Dr. Kraft am Amtsgericht Hannoversch Münden den D. im Herbst 2000 wegen Volks-

verhetzung verurteilte,   

 

und  

 

wie viel weiteren Lohn sowie Aufwandsentschädigung zahlte das BfV dem Dolsperg trotz bzw. noch nach dieser 

Verurteilung bis zu dessen Abschaltung als VM außer für diese Schriften u.a. dafür, dass Dolsperg als dortiger 

NPD-Wahlbewerber zu "Führers Geburtstag" am 20.4.2002 Nazis zu einem bedrohlichen Marsch vor das Haus 

jenes Amtsrichters aufrief unter der Parole "Weg mit Richter Dr. Kraft“, weshalb jener nebst Familie lange unter 

Polizeischutz gestellt werden musste (Weser-Kurier 3.3.2014 "Richter zweifelt am Rechtsstaat - Das macht mich 

fassungslos")? 

  

  

 

  

 (Hans-Christian Ströbele) 
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